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Im Laufe des vergangenen Jahres hat sich die Arbeitsmarktlage drastisch verschlechtert. Der zur 
Jahresmitte erhoffte Konjunkturumschwung blieb aus, die gesamtwirtschaftliche Entwicklung war im 
zweiten Halbjahr sogar schlechter als im ersten. Die Zahl der Erwerbstätigen ging im Jahresdurchschnitt 
um rund eine halbe Million Personen zurück, die Zahl der registrierten Arbeitslosen stieg um rund 
560 000 Personen auf 1,83 Mio. an. 
Dabei läßt dieser Vergleich von Jahresdurchschnittszahlen noch nicht einmal voll das Ausmaß der 
Lageverschlechterung erkennen. Zum Jahresende betrug die Zahl der Arbeitslosen saisonbereinigt 2,1 
Mio. Personen, fast 300 000 mehr als im Jahresdurchschnitt. 
Im Jahre 1983 steigt das deutsche Erwerbspersonenpotential schätzungsweise um rund 150 000 Personen 
an. Dies ist auf Veränderungen in der Besetzungsstärke der zu- und abgehenden Altersjahrgänge, teils 
auch auf langfristige Trends in der Erwerbsneigung zurückzuführen. Bei der Zahl der ausländischen 
Erwerbspersonen, die in der Bundesrepublik eine Arbeit aufnehmen wollen, wird für 1983 keine 
Zunahme mehr erwartet. Hier ist insbesondere die jüngste Umkehr des Wanderungssaldos von Bedeu-
tung. 
Das Spektrum der vorliegenden Prognosen zur Entwicklung des realen Sozialprodukts im Jahre 1983 
reicht von – l % bis + 1 %. Für diese Spannbreite weist unser Alternativentableau die Auswirkungen auf 
den Arbeitsmarkt aus. 
Bei „Nullwachstum“ (Variante II, die im Mittelpunkt der Ausführungen steht) rechnen wir im Jahres-
durchschnitt 1983 mit rund 2,3 Mio. Arbeitslosen. Unter den Bedingungen der Variante I (reales 
Sozialprodukt +1%) würde die Arbeitslosigkeit auf rund 2,2 Mio. Personen ansteigen. Geht das 
Sozialprodukt um l % zurück (Variante III), steigt die Zahl der registierten Arbeitslosen voraussichtlich 
auf 2,37 Mio. 
Die neuerliche Tendenz, die Instrumente der aktiven Arbeitsmarktpolitik nach dem Arbeitsförderungsge-
setz wieder stärker zur Eindämmung der Arbeitslosigkeit einzusetzen, ist sehr zu begrüßen. Hierin sind 
auch noch keineswegs die Obergrenzen erreicht. 
Im Hinblick auf die Finanzierung solcher Alternativen zur Arbeitslosigkeit ist es wichtig zu beachten, daß 
auch Arbeitslosigkeit teuer ist. Ein Arbeitsloser verursacht gesamtfiskalisch Ausgaben und Mindereinnah-
men von rund 24 000 DM pro Jahr, das sind bei 2,3 Mio. Arbeitslosen im Jahre 1983 rund 55 Milliar-
den DM. 
Sollten sich unsere Erwartungen im Hinblick auf die Inanspruchnahme von Kurzarbeit, Allgemeinen 
Maßnahmen zur Arbeitsbeschaffung (ABM) und Vollzeitmaßnahmen zur beruflichen Fortbildung und 
Umschulung bestätigen, so wird 1983 die registrierte Arbeitslosigkeit um rund 360 000 Personen entlastet ( 
+ 80 000 gegenüber dem Vorjahr). Die Zahl der Arbeitslosen dürfte entsprechend niedriger ausfallen, als 
dies ohne die Maßnahmen der Fall wäre. Dies wurde bei der Vorausschätzung der Arbeitslosenzahlen 
bereits berücksichtigt. 
Allerdings darf nicht verkannt werden, daß mit dem Instrumentarium der Arbeitsmarktpolitik im engeren 
Sinne selbst bei intensiver Nutzung nur ein Teilbeitrag zur Lösung des Beschäftigungsproblems zu leisten 
ist. Die nun erreichte Dimension des Ungleichgewichts am Arbeitsmarkt erfordert den massiven Einsatz 
auch aller übrigen Maßnahmen, die vor allem zur Förderung von Wirtschaftswachstum und Beschäfti-
gung, aber auch zur freiwilligen Verringerung des angebotenen Arbeitsvolumens beitragen können. 
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1. Rückblick 
Im Laufe des vergangenen Jahres hat sich die Arbeitsmarkt-
lage drastisch verschlechtert. Der zur Jahresmitte erhoffte 
Konjunkturumschwung blieb aus, die gesamtwirtschaftliche 
Entwicklung war im zweiten Halbjahr sogar schlechter als 
im ersten. Dies schlug auf den Arbeitsmarkt in einem Aus-
maß durch, wie hier vor Jahresfrist für den Fall einer derarti-
gen gesamtwirtschaftlichen Konstellation vorausgeschätzt 
worden war. Zwar unterblieb erneut die vollständige Anpas-
sung des Beschäftigungsvolumens an die schwache Nachfra-
geentwicklung, fiel also die Produktivitätssteigerung im 
gesamtwirtschaftlichen Durchschnitt abermals sehr schwach 
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zung aus: Die Überstunden wurden erneut stark reduziert 
und vom Instrument Kurzarbeit wurde, zumal zum Jahres-
ende, intensiver Gebrauch gemacht. Aber das reichte nicht 
hin. Die Zahl der Erwerbstätigen ging im Jahresdurchschnitt 
um rund eine halbe Million Personen zurück. Der fortge-
setzte, ja beschleunigte Beschäftigtenabbau im Verarbeiten-
den Gewerbe und in der Bauwirtschaft fand auch kein 
Gegengewicht mehr im tertiären Bereich. Das real rückläu-
fige verfügbare Einkommen der privaten Haushalte brachte 
auch in den privaten Dienstleistungsbereichen die Beschäfti-
gungsexpansion zum Stillstand. Die sich immer mehr aus-
breitenden Konsolidierungstendenzen bei Gebietskörper-
schaften und anderen öffentlichen Einrichtungen bewirkten 
insgesamt das gleiche bei den öffentlichen Diensten. 
Auf der anderen Seite flachte sich zwar der Anstieg der Zahl 
der Erwerbspersonen etwas ab, weil der Wanderungssaldo 
von Nichtdeutschen zum Ausland nun, erstmals seit fünf 
Jahren, negativ ausfiel. Insgesamt aber stieg die Zahl derer, 
die im vergangenen Jahr zusätzlich auf dem Arbeitsmarkt in 
Erscheinung traten, um 210 000 Personen an. Diese dop-
pelte Belastung – Beschäftigungsrückgang und Potentialan-
stieg – ließ die Zahl der nicht beschäftigten Erwerbspersonen 
das ganze Jahr über drastisch ansteigen. Im Jahresmittel stieg 
schon die Zahl der registrierten Arbeitslosen um rund 
560 000 Personen auf 1,83 Mio. an. 
Dabei läßt dieser Vergleich von Jahresdurchschnittszahlen 
noch nicht einmal voll das Ausmaß der Lageverschlechte-
rung erkennen. Saisonbereinigt stieg die Arbeitslosigkeit das 
ganze Jahr über an, im Durchschnitt um gut 40 000 Perso-
nen pro Monat. Zum Jahresende waren – wiederum saison-
bereinigt – mehr als 2,1 Mio. Personen arbeitslos, fast 
300 000 Personen mehr als im Jahresdurchschnitt.
1) Dieser 
durchschnittliche Anstieg um 40 000 Arbeitslose pro Monat 
wurde allerdings im Dezember durch außerordentlich gün-
stige Witterungsbedingungen abgeschwächt. Dies ändert 
aber nichts an der konjunkturellen Gesamtkonstellation der 
anhaltenden Verschlechterung der Beschäftigungslage. Wei-
ter unten zeigen wir, in welchem, leider recht begrenzten 
Maße arbeitsmarkt- und arbeitszeitpolitische Gegensteue-
rung 1982 gewirkt hat. 
2. Arbeitsmarktentwicklung im Jahre 1983 
Das Jahr 1983 ist durch den aufgezeigten „Überhang“ der 
Arbeitslosigkeit bereits vorbelastet. Die Wirtschaftsprogno-
sen sind obendrein weiterhin sehr zurückhaltend einge-
stimmt. Gegenwärtig überwiegen die Einschätzungen, die 
auch für 1983 im Jahresdurchschnitt kein wirtschaftliches 
Wachstum erwarten. Verbreitet wird sogar mit einem leich-
ten Rückgang des realen Sozialprodukts gerechnet. Dabei 
wird allenthalben unterstellt, daß nach der ausgeprägt rezes-
siven Entwicklung in der ersten Jahreshälfte ein deutlicher 
Aufschwung im zweiten Halbjahr eintritt. 
Die Realitätsnähe solcher Erwartungen ist noch schwer 
abzuschätzen. Unverkennbar verstärken sich die schon seit 
der Mitte des vergangenen Jahres beobachteten Belebungs-
tendenzen in der Bauwirtschaft im Gefolge anhaltender 
Zinssenkungen und anderer Anreize. Auch schlägt sich 
1) Die Saisonbereinigung der Zeitreihe der Arbeitslosen macht gegenwärtig 
angesichts dieses ungewohnt hohen Niveaus der Arbeitslosigkeit beträchtliche 
Schwierigkeiten. Keines der beiden gebräuchlichen Verfahren, weder das sog. 
additive noch das multiplikative, führt nunmehr zu einer plausiblen 
Eliminierung der Saisonausschläge. Die saisonbereinigte Entwicklung der 
Arbeitslosigkeit wird z. Z. am ehesten durch das arithmetische Mittel der 
Rechenergebnisse beider Verfahren zum Ausdruck gebracht. Auf diese Weise 
wurden auch die genannten Zahlen errechnet. 
gegenwärtig – dies war allgemein vor Jahresfrist so erwartet 
worden – der Vorzieh-Effekt der im Jahre 1982 in Kraft 
getretenen Investitionszulage in den Auftragsbüchern und 
damit auch in Lagebeurteilung und Erwartungen vor allem 
des Investitionsgütersektors nieder. Die Auftrags- und Pro-
duktionsstatistiken der nächsten Monate werden jedoch erst 
zeigen, ob sich hieraus eine nachhaltige und breitenwirk-
same Besserungstendenz ergibt. Maßgebend hierfür wird 
vor allem auch die weitere Entwicklung der Auslandsnach-
frage sein. 
Auf eine Unterteilung der Arbeitsmarktvorausschätzung 
nach Halbjahren wird hier verzichtet. Selbst wenn die wirt-
schaftliche Entwicklung den oben angedeuteten Verlauf 
nimmt, so ist doch nicht damit zu rechnen, daß sich dies auf 
dem Arbeitsmarkt in nennenswertem Umfang niederschlägt. 
Vielmehr ist zu unterstellen, daß in der Anfangsphase eines 
Aufschwungs zunächst zu einem großen Teil Produktivi-
tätsreserven mobilisiert und Kurzarbeit abgebaut werden, 
während die Nachfrage nach zusätzlichen Arbeitskräften 
hiervon weitgehend unberührt bleibt. Demzufolge ist zu 
erwarten, daß sich der Anstieg der Arbeitslosenzahl (saison-
bereinigt) das ganze Jahr über fortsetzt, wenn auch mög-
licherweise mit abgeschwächter Zuwachsrate zum Jahres-
ende hin. 
2.1 Das Arbeitsangebot 
Auch in diesem Jahr wird das Angebot an Arbeitskräften 
wachsen. Allerdings ist im Hinblick auf den jährlichen 
Zuwachs beim deutschen Erwerbspersonenpotential eine 
leichte Abschwächung eingetreten. Auch hat sich der hier zu 
berücksichtigende Zustrom von deutschstämmigen Aussied-
lern, der 1981 mit knapp 70 000 Personen einen seit Jahren 
nicht mehr erreichten Höhepunkt hatte, wieder vermindert 
(1982 knapp 50 000 Personen). Wegen Veränderungen in 
der Besetzungsstärke der zu- und abgehenden Altersjahr-
gänge, teils auch infolge des langfristigen Trends in der 
Erwerbsneigung, steigt die Zahl der deutschen Erwerbsper-
sonen 1983 schätzungsweise um rund 150 000 Personen an. 
Bei der Zahl der ausländischen Erwerbspersonen, die in der 
Bundesrepublik eine Arbeit aufnehmen wollen, wird für 
1983 keine Zunahme mehr erwartet. Hier ist insbesondere 
die jüngste Umkehr des Wanderungssaldos von Bedeutung 
(Schaubild 1): Im 1. und 2. Quartal 1982 waren erstmals seit 
1977 die Fortzüge von Ausländern größer als die Zuzüge 
(Salden: -13 000 und -19 000). Es waren vor allem Zuzüge 
rückläufig, aber auch die Zahl der in ihre Heimatländer 
zurückkehrenden Ausländer ist leicht angestiegen. Mit allen 
für den deutschen Arbeitsmarkt wichtigen Herkunftslän-
dern (EG-Länder wie Italien, auch die Türkei) ergibt sich 
die gleiche Tendenz bei den Wanderungen. 
Wie lange sich diese Netto-Abwanderungstendenz fortsetzt, 
und ob sie das Ausmaß erreicht, das im Zusammenhang mit 
der Rezession 1974/75 erreicht wurde (damals spielten auch 
die Auswirkungen des 1973 in Kraft getretenen Anwerbe-
stopps und die insgesamt weniger verfestigte Struktur der 
Ausländerbeschäftigung in der Bundesrepublik eine Rolle), 
läßt sich gegenwärtig nicht überblicken. Auch ist zu beach-
ten, daß sich die Wanderungszahlen auf die Wohnbevölke-
rung insgesamt und nicht nur auf Erwerbspersonen be-
ziehen. 
Für 1983 nehmen wir an, daß per Saldo ebenso viele auslän-
dische Erwerbspersonen die Bundesrepublik verlassen, wie 
bereits hier ansässige ausländische Kinder in das Erwerbsle-
ben hineinwachsen (jeweils gut 50 000 Personen). Insgesamt 
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wird sich das Angebot an ausländischen Arbeitskräften 1983 
also nicht oder nur unwesentlich ändern. 
Zusammen ergibt sich hieraus für 1983 ein Anstieg des 
Erwerbspersonenpotentials von 150 000 Personen
2). 
2.2 Die Arbeitsnachfrage 
Die Entwicklung der Nachfrage nach Arbeitskräften hängt 
ab vom Wachstumstempo sowie von der Produktivitäts-
und Arbeitszeitentwicklung 
Das Spektrum der gegenwärtig vorliegenden Wirtschafts-
prognosen für 1983 reicht – was die erwartete Entwicklung 
des realen Sozialprodukts betrifft – von – 1% (Rheinisch-
westfälisches Institut für Wirtschaftsforschung, Essen) bis 
+ 1% (Sachverständigenrat). Die Bundesregierung geht von 
gesamtwirtschaftlicher Stagnation aus. Das Deutsche Insti-
tut für Wirtschaftsforschung (DIW), das ifo-Institut und das 
Institut für Weltwirtschaft erwarten einen Rückgang des 
Sozialprodukts um 0,5%. Alle genannten Prognosen gehen 
dabei davon aus, daß im zweiten Halbjahr 1983 ein – mehr 
oder minder starker- konjunktureller Aufschwung einsetzt. 
Um aufzuzeigen was die genannten Entwicklungen für den 
Arbeitsmarkt bedeuten können, haben wir im Alternativen-
tableau 1983 (Tabelle 1) für die gesamtwirtschaftliche Ent-
wicklung eine Spannbreite von + l % (Variante I) bis – l % 
(Variante III) realen Wachstums einbezogen. 
2) Berechnungen des deutschen Erwerbspersonenpotentials basieren auf bis-
herigen Langfristprojektionen des IAB, die an die aktuelle Entwicklung der 
deutschen Wohnbevölkerung angepaßt wurden. Eine Neuberechnung, die 
auch die im Zusammenhang mit der Strukturberichterstattung kürzlich vom 
Statistischen Bundesamt revidierten Zeitreihen zur Erwerbstätigkeit 
berücksichtigt, war bislang nicht möglich. Es werden hier deshalb auch keine 
absoluten Zahlen zum Erwerbspersonenpotential ausgewiesen, sondern nur 
die Veränderungen, die von der anstehenden Niveauanpassung nicht stark 
tangiert sein dürften. 
Sollte die Entwicklung nach oben oder nach unten abwei-
chen, dann muß man Zu- oder Abschläge bei den hier 
ausgewiesenen Arbeitsmarktdaten machen (Faustregel: 1% 
reales Wirtschaftswachstum mehr/weniger bedeutet rund 
100 000 registrierte Arbeitslose weniger/mehr). Im Mittel-
punkt der folgenden Ausführungen steht die Variante II 
(„Nullwachstum“), die im Spektrum der vorliegenden Wirt-
schaftsprognosen eine mittlere Position einnimmt und der 
Einschätzung durch die Bundesregierung entspricht. Diese 
Variante wird auch in den übrigen Übersichten für 1983 
zugrunde gelegt. 
Die Steigerung der „Produktivität“ (reales Bruttoinlands-
produkt je geleisteter Arbeitsstunde) war schon in den ver-
gangenen Jahren deutlich schwächer ausgefallen, als dies 
dem mittelfristigen Entwicklungspfad entsprochen hätte 
(siehe Schaubild 2). In welchem Ausmaß konjunkturelle, 
strukturelle oder langfristig wirksame Einflüsse hierfür 
ursächlich sind, ist allerdings noch nicht hinreichend ge-
klärt. 
Die volle Anpassung des Arbeitsvolumens an den vom 
Produktionsvolumen her bestimmten aktuellen Bedarf 
scheint aber unerwartet lange zu unterbleiben. Bei „Null-
wachstum“ erwarten wir eine Zunahme der Stundenproduk-
tivität um gut 2%. Gegenüber 1982 würde dies zwar eine 
Beschleunigung bedeuten. Trotzdem bleibt die Produktivi-
tätsentwicklung unserer Einschätzung nach auch weiterhin 
unter dem in der Vergangenheit beobachteten Entwick-
lungspfad. Dies hängt eng zusammen mit dem hier unter-
stellten Jahresprofil der Konjunkturentwicklung. 
Die in Variante II unterstellte konjunkturelle Belebung im 2. 
Halbjahr 1983 wird voraussichtlich zur teilweisen Auflö-
sung von Produktivitätsreserven führen. Im Jahresdurch-
schnitt wird das gesamtwirtschaftliche Arbeitsvolumen – wie 
im Vorjahr – um gut 2% abnehmen. Die jährliche Arbeits- 
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MittAB 1/83  9 zeit je Erwerbstätigen wird 1983 bei stagnierendem Sozial-
produkt um 0,4% abnehmen. Dies ist kaum auf tarifliche 
Faktoren und auch kaum auf einen weiteren Rückgang der 
Überstunden zurückzuführen, sondern zum Teil auf die 
höhere Zahl der Kurzarbeiter (750 000 im Jahresdurch-
schnitt). 
Auf die Arbeitszeitentwicklung und ihre Bestimmungsfak-
toren gehen wir im Abschnitt 4 noch ausführlicher ein. 
Aus der Entwicklung von Stundenproduktivität und durch-
schnittlicher Arbeitszeit bei Nullwachstum ergibt sich im 
Jahresdurchschnitt ein Rückgang der Zahl der Erwerbstäti-
gen um 1,8% (460 000 Personen). 
2.3 Die Arbeitsmarktbilanz 
Wie in den zurückliegenden Jahren wird die Arbeitsmarkt-
bilanz 1983 also von zwei Seiten zugleich belastet: Die Zahl 
der Erwerbstätigen geht zurück, die Zahl der einen Arbeits-
platz suchenden Erwerbspersonen nimmt zu. Dies wird sich 
in erster Linie bei der registrierten Arbeitslosigkeit nieder-
schlagen. Wir rechnen bei „Nullwachstum“ (mittlere 
Variante) im Jahresdurchschnitt 1983 mit rund 2,3 Mio. 
Arbeitslosen.  Angesichts des eingangs erwähnten hohen 
Niveaus der Arbeitslosigkeit zu Beginn des Jahres bedeutet 
dies, daß die bis zur Gegenwart beobachtete saisonberei-
nigte Zunahme sich auch im Verlauf dieses Jahres fortsetzt. 
Unter den Bedingungen der Variante II wird die absolute 
Zahl der Arbeitslosen die 2-Millionen-Schwelle im Jahres-
verlauf 1983 kaum je unterschreiten und zum Ende des 
Jahres, noch vor der eigentlichen „Spitze“ der Winterar-
beitslosigkeit im Januar/Februar des darauffolgenden Jahres, 
die 2,5-Millionen-Grenze spürbar übertreffen. 
Daneben wird auch die Stille Reserve zunehmen, in der 
mittleren Variante etwa in dem Umfang wie im Vorjahr ( 
+ 150 000 Personen). Bestandszahlen zur Stillen Reserve 
können an dieser Stelle wegen der oben genannten Datenre-
vision
3) nicht ausgewiesen werden. Im Gegensatz zu den 
vergangenen Jahren, in denen an dieser Stelle regelmäßig 
eine komplette Übersicht über Angebots- und Nachfrage-
größen am Arbeitsmarkt vorgelegt wurde, muß die Arbeits-
kräftebilanz diesmal unvollständig bleiben (Tab. l und 2). 
Sollte das reale Sozialprodukt 1983 um 1% wachsen 
(Variante I), dann könnte der Beschäftigtenrückgang auf 
3) Vgl. Fußnote 2 
- 1,3% (330 000 Personen) begrenzt werden. Ein Teil der 
expansiven Kräfte würde durch den dann etwas höheren 
Produktivitätsfortschritt und den etwas geringeren Rück-
gang der Arbeitszeit (- 0,2%, 600 000 Kurzarbeiter) ausge-
glichen werden. Auch bei dieser vergleichsweise günstigen 
Konstellation würde die Arbeitslosenzahl aber beträchtlich 
zunehmen, und zwar im Jahresdurchschnitt auf 2,2 Millio-
nen. Würde das Sozialprodukt 1983 um 1% schrumpfen 
(Variante III), dann fiele auch der Beschäftigtenrückgang 
erheblich stärker aus (- 2,2% bzw. 570 000 Personen). Dies 
setzt allerdings voraus, daß anhaltende Produktivitäts- und 
Arbeitszeitreserven gebildet werden. Die Zahl der Kurzar-
beiter würde dann auf rund 900 000 steigen, die Zahl der 
Arbeitslosen auf 2,37 Millionen. 
3. Die Arbeitsmarktentwicklung in den Bundesländern 
und Landesarbeitsamtsbezirken 
Die Verringerung des Realprodukts um minus l % im Jahre 
1982 hat trotz des sehr verhaltenen Produktivitätsfort-
schritts in allen Regionen zu Beschäftigungseinbrüchen und 
einem starken Anstieg der Arbeitslosigkeit geführt. Obwohl 
in einzelnen Branchen und Bereichen unterschiedliche Ent-
wicklungen zu beobachten waren (relativ günstig z. B. noch 
im Automobilbau und im Export, besonders ungünstig im 
Baugewerbe), haben sich die Arbeitsmarktbedingungen in 
allen Teilregionen entscheidend verschlechtert. Im gesamten 
Bundesgebiet stieg die Zahl der registrierten Arbeitslosen 
um rd. 560 000 bzw. um 44% (im Jahresdurchschnitt) an. 
Trotz der allgemein negativen Tendenz zeigte sich, wie 
schon in den Vorjahren, ein Unterschied im Entwicklungs-
tempo in den einzelnen Regionen. So blieb der Anstieg der 
Arbeitslosigkeit in Rheinland-Pfalz mit 39%, im Saarland 
mit 27% und in Nordrhein-Westfalen mit 40% unter dem 
Bundesdurchschnitt, wobei hier die Situation durch ein 
hohes Ausgangsniveau der Unterbeschäftigung und durch 
anhaltende Probleme im Montanbereich gekennzeichnet ist. 
Ein überdurchschnittlicher Anstieg der registrierten 
Arbeitslosigkeit ergab sich dagegen in Hessen (+ 48%), in 
Baden-Württemberg und Berlin ( + 50%), in Schleswig-
Holstein (+ 52%) und besonders in Hamburg (+ 56%). 
Tabelle 3 zeigt einen Vergleich der Vorjahresprognose mit 
der tatsächlich eingetretenen Entwicklung bei Arbeitslosen 
und Arbeitslosenquoten in den einzelnen Landesarbeits-
amtsbezirken. 
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dem Arbeitsmarkt weitgehend richtig eingeschätzt wurde. 
Trotz der sehr heftigen Veränderung von 1981 auf 1982 hält 
sich der Prognosefehler in Grenzen. 
Grundlage für die Projektion der regionalen Entwicklungen 
im Jahre 1983 ist die Variante II: Unter der Annahme, daß 
sich die konjunkturelle Entwicklung im Verlaufe des Jahres 
stabilisiert und das Brutto-Inlandsprodukt nicht mehr wei-
ter schrumpft, die Produktivität um etwas über 2 Prozent 
ansteigt, wird das Arbeitsvolumen um 2,2% absinken, die 
Zahl der beschäftigten Arbeitnehmer um schätzungsweise 
440 000 abnehmen. 
Die Diskrepanz zwischen Angebot und Nachfrage auf allen 
regionalen Arbeitsmärkten wird außerdem durch den 
Anstieg des Arbeitskräftepotentials, insbesondere durch die 
demographische Veränderung im Altersaufbau unserer 
Bevölkerung vergrößert: In allen Bundesländern rücken 
geburtenstarke Jahrgänge ins Erwerbsleben nach. Im gesam-
ten Bundesgebiet ist 1983 mit einer Zunahme des Erwerbs-
personenpotentials um 150000 Personen zu rechnen. Von 
dieser zusätzlichen Belastung des Arbeitsmarktes werden 
lediglich das Saarland, Berlin, Hamburg und Bremen weni-
ger getroffen. Hier tritt durch Abwanderungsverluste, in 
Hamburg und Bremen auch durch Abwanderung ins 
Umland, eine teilweise Entlastung ein. Mit einem über-
durchschnittlichen Anstieg des Arbeitskräftepotentials ist 
vor allem in Schleswig-Holstein, aber auch in Niedersach-
sen, Nordrhein-Westfalen, Hessen und Baden-Württem-
berg (trotz neuerdings negativer Wanderungssalden) zu 
rechnen. 
Bei dieser Konstellation ergibt sich für das gesamte Bundes-
gebiet ein Anstieg der registrierten Arbeitslosigkeit auf 2,3 
Mio. Die Arbeitslosenquote wird sich im Bundesgebiet auf 
9,4% erhöhen. 
Schaubild 3 zeigt, daß dieser Durchschnittswert in Nieder-
sachsen-Bremen, in Schleswig-Holstein-Hamburg, Berlin, 
Nordrhein-Westfalen und Nordbayern zum Teil noch 
beträchtlich überschritten wird. Lediglich in Baden-Würt-
temberg und Südbayern stellt sich das Ausmaß der Unterbe-
schäftigung mit einer Arbeitslosenquote von 6% bzw. 7,4% 
nicht ganz so ungünstig dar. 
Schon 1982 lag die Arbeitslosenquote in jedem dritten 
Arbeitsamtsbezirk über 10%; 1983 wird dies voraussichtlich 
in jedem zweiten Bezirk der Fall sein. Natürlich zeigen sich 
auch hier unterschiedliche regionale Verteilungsmuster: 
Während z. B. in Baden-Württemberg kein Arbeitsamtsbe-
zirk diesen Wert erreichen dürfte, liegen in Schleswig-Hol-
stein 1983 möglicherweise alle Arbeitsamtsbezirke mit Aus-
nahme von Bad Oldesloe darüber. Besonders problematisch 
dürfte sich auch die Arbeitsmarktsituation in allen drei 
saarländischen Bezirken darstellen. Eine ähnliche Häufung 
von besonders betroffenen Arbeitsamtsbezirken wird wahr-
scheinlich auch in Niedersachsen-Bremen zu beobachten 
sein (wahrscheinlich mit der Ausnahme Helmstedts). In 
Nordbayern und Nordrhein-Westfalen muß mit einer stei-
genden Zahl derart stark belasteter Arbeitsamtsbezirke 
gerechnet werden; viele andere Arbeitsämter werden hier, 
wie auch in anderen Regionen, in die Nähe dieses Schwel-
lenwertes rücken. 
Die Tabelle 4 zeigt die für 1983 geschätzte regionale Vertei-
lung der Arbeitslosigkeit auf Bundesländer und Landesar-
beitsamtsbezirke (entsprechend der Variante II). Mit einem 
besonders starken Anstieg ist in Schleswig-Holstein und 
Hamburg zu rechnen, aber auch in Niedersachsen, 
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wird die aktuelle Entwicklung der registrierten Arbeitslosig-
keit – bei allerdings sehr hohem Ausgangsniveau und anhal-
tendem Problemdruck – in Nordrhein-Westfalen, Rhein-
land-Pfalz-Saarland und in Berlin eingeschätzt. 
Trotz des allgemeinen Anstiegs der Arbeitslosigkeit und der 
weithin fehlenden Nachfrage nach Arbeitskräften bilden 
sich dabei in den einzelnen Regionen recht unterschiedliche 
Strukturmuster aus, zeigen sich Unterschiede im Entwick-
lungstempo. So wird sich in Schleswig-Holstein und Ham-
burg die Zahl der Arbeitslosen von 1980 bis 1983 voraus-
sichtlich verdreifachen, im Saarland dagegen „nur“ verdop-
peln. Hilfsverfahren für die Regionalprognose sind die 
(näherungsweise) Erfassung regionaler Umschichtungspro-
zesse, die Abstimmung von Bestands- und Bewegungsgrö-
ßen sowie die Analyse langfristiger Entwicklungstrends. 
Dies um so mehr, als bei der bisherigen Datenlage die 
vollständige Regionalisierung von Arbeitsmarktbilanzen 
(Realwachstum – Produktivität – Arbeitsvolumen) nicht 
möglich ist. 
Wie sich die Verteilung der Arbeitslosigkeit auf längere Sicht 
verändert hat, zeigt Schaubild 4: Der Strukturwandel hin-
terläßt neue Verlierer und (relative) Gewinner. Besonders 
auffällig ist zum Beispiel, daß sich der „Anteil“ Bayerns an 
der Gesamtarbeitslosigkeit seit 1962 fast halbiert hat – relativ 
gesehen ein sehr positiver Entwicklungstrend, der sich aller-
dings in Rezessionsphasen abschwächt (so auch 1982/83). 
Völlig anders dagegen die Entwicklung in Baden-Württem-
berg, wo – bei allerdings niedrigem Ausgangsniveau -
ursprüngliche Regionalvorteile verlorengehen und insbeson-
dere in den Rezessionsphasen die Anpassung an ungünsti-
gere Arbeitsmarktentwicklungen beschleunigt erfolgt (dabei 
blieb die Arbeitslosenquote 1962 mit 0,1% und 1983 mit 
voraussichtlich 6% immer beträchtlich unter dem jeweiligen 
Bundesdurchschnitt). 
Zu den langfristigen Verlierern gehören auch Hessen und 
Nordrhein-Westfalen, wenn auch die allgemeine Konjunk-
turentwicklung bisher mit unterschiedlichem Tempo auf die 
Region durchschlug. Auch in Schleswig-Holstein und in 
Niedersachsen gehen frühere Terraingewinne wieder verlo-
ren; der Anstieg der Arbeitslosigkeit verläuft in den letzten 
Jahren wieder beschleunigt – bei schon relativ hohem Aus-
gangsniveau. 
Zwischen den Regionen findet dabei insofern ein Arbeits-
marktausgleich statt, als Länder mit einem besonders hohen 
Anstieg der Arbeitslosigkeitsanteile durch die Abwande-
rungsverluste bei Erwerbspersonen teilweise entlastet wer-
den (z. B. Nordrhein-Westfalen und neuerdings auch 
Baden-Württemberg), während in den Regionen mit Wan-
derungsgewinnen die relativ günstigere Entwicklung 
dadurch nicht völlig gebrochen wird (z. B. in Bayern). 
4. Entwicklung und Komponenten der durchschnittli-
chen Jahresarbeitszeit in den Jahren 1982 und 1983 
Der Rückgang des gesamtwirtschaftlichen Arbeitsvolumens 
ist gegenwärtig (1982 und 1983) – verglichen etwa mit den 
Rezessionsjahren 1974/75 – relativ mehr vom Abbau der 
Beschäftigtenzahl geprägt als von der arbeitsmarktpolitisch 
wünschenswerten Verringerung der Jahresarbeitszeit. So 
machte 1982 die Verringerung der Jahresarbeitszeit (arbeits-
täglich bereinigt) gut ein Viertel des gesamten Volumenrück- 
4) Vgl. Jahresgutachten 1982/83, Ziffer 217 und Sondergutachten 1982, Ziffern 
82 und 87 ff. 
gangs aus. Im Durchschnitt der Jahre 1974/75 hatte dieser 
Anteil rd. 45% betragen. 1983 wird unserer Einschätzung 
nach sogar nur etwa ein Fünftel des gesamten Volumenrück-
gangs durch die Verringerung der Jahresarbeitszeit aufge-
fangen. 
Ausschlaggebend hierfür ist die Erwartung, daß sich die 
tarifliche Jahresarbeitszeit 1983 im gesamtwirtschaftlichen 
Durchschnitt wohl nur noch geringfügig ändert. Während 
die tarifliche Jahresarbeitszeit in den Jahren zwischen 1960 
und 1973 um durchschnittlich 0,9% jährlich abnahm, sank 
sie im vergangenen Jahr nur noch um 0,5% und wird 1983 
nur noch ganz geringfügig (- 0,2%) abnehmen (Tabelle 5). 
Maßgebend für die Entwicklung der tatsächlichen Jahresar-
beitszeit 1982 waren die konjunkturellen Komponenten: 
Kurzarbeit und Abbau von Überstunden. Umgerechnet auf 
alle Arbeitnehmer verringerte sich die effektive Jahresar-
beitszeit durch die hohe Inanspruchnahme der Kurzarbeits-
regelung (606 000 Kurzarbeiter auf Jahresbasis) um gut 8 
Stunden. Im selben Maße wurde auch die durchschnittliche 
Zahl von Überstunden abgebaut. Auch für 1983 ist mit einer 
derartigen negativen konjunkturellen Arbeitszeitdrift zu 
rechnen, wenn auch nicht in gleichem Ausmaß. Wir nehmen 
zwar an, daß die Zahl der Kurzarbeiter den Vorjahreswert 
sogar noch spürbar übertreffen wird, doch für die Entwick-
lung der Jahresarbeitszeit im Vorjahresvergleich schlägt dies 
nicht mehr so stark zu Buche. Bei der hier für den Jahresver-
lauf angenommenen Besserung der Wirtschaftslage ist auch 
nicht mehr damit zu rechnen, daß die Zahl der Überstunden 
insgesamt weiter verringert wird. 
Gegenläufig hierzu wirkte im vergangenen Jahr die Ent-
wicklung des Krankenstands. Die Zahl der infolge Krank-
heit pro Arbeitnehmer ausgefallenen Arbeitsstunden sank 
1982 auf 87 Stunden, etwa 12 Stunden weniger als im Jahr 
davor. 
5. Arbeitsmarktpolitische Aspekte 
Die Arbeitslosigkeit wird 1983 ansteigen, selbst wenn sich 
die wirtschaftliche Entwicklung im Laufe des Jahres bessert. 
Beschäftigungs- und Arbeitsmarktpolitik bleiben folglich 
mehr gefordert als je zuvor. Die besondere Bedeutung, die 
der Arbeitsmarktpolitik in der gegenwärtigen Situation 
zukommt, wird auch vom „Sachverständigenrat zur Begut-
achtung der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung“
4) hervor-
gehoben. 
Im Haushalt der Bundesanstalt für Arbeit (BA) für 1983 
wurden erhebliche Mittel für die arbeitsmarktpolitischen 
Instrumente „Kurzarbeit“, „Allgemeine Maßnahmen zur 
Arbeitsbeschaffung (ABM)“ und „Fortbildung und 
Umschulung“ bereitgestellt. 
Unserer Einschätzung nach ist unter den Bedingungen der 
Variante II 1983 im Jahresdurchschnitt mit 750000 Kurzar-
beitern zu rechnen. Insoweit Kurzarbeit – als spezifische 
Form der Arbeitszeitverkürzung – eine Alternative zur 
Arbeitslosigkeit darstellt, ist diese Entwicklung positiv zu 
bewerten: Beschäftigungsverhältnisse bleiben bestehen und 
eingearbeitete Kräfte bleiben den Betrieben erhalten. Da im 
statistischen Durchschnitt pro Kurzarbeiter rd. ⅓ der 
betriebsüblichen Arbeitszeit ausfällt, ist den 750 000 Kurzar-
beitern ein vermiedener Beschäftigungsrückgang um rechne-
risch 255 000 Beschäftigte äquivalent. Davon wären jahres-
durchschnittlich 180000 Personen arbeitslos geworden. Der 
Rest ist vor allem der Stillen Reserve zuzurechnen. 
Bei den Allgemeinen Maßnahmen zur Arbeitsbeschaffung 
(ABM) ist mit der Bereitstellung von rd. 1,4 Milliarden DM 
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im Haushalt der BA eine Expansion eingeleitet worden: 
Nachdem die Zahl der in ABM geförderten Arbeitnehmer 
seit 1979 Jahr für Jahr rückläufig war, soll sie 1983 erstmals 
wieder steigen. Der angestrebte Zielwert von 56 000 geför-
derten Arbeitnehmern im Jahresdurchschnitt liegt sogar um 
10% über dem in den Jahren 1978 und 1979 erreichten 
bisherigen Maximum. 
Um dieses arbeitsmarktpolitische Ziel zu erreichen, bedarf 
es angesichts des derzeitigen, vergleichsweise niedrigen Aus-
gangsniveaus, unvermeidlicher Anlaufzeiten der zu fördern-
den Maßnahmen und vereinzelt beobachteter Akzeptanz-
probleme wohl beträchtlicher Anstrengungen. Ein Teil der 
neu zu bewilligenden Maßnahmen wird seine volle Wirkung 
erst im Jahr 1984 entfalten. (Entsprechend sieht der Haus- 
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haltsplan vor, daß ein Teil der zur Bewilligung verfügbaren 
Gesamtmittel erst im Haushaltsjahr 1984 abfließen wird.) 
Auf jeden Fall ist die Expansion im ABM-Bereich positiv zu 
bewerten, weil sie eine zunehmende Entlastung des 
Arbeitsmarktes aufgrund expansiver Impulse verspricht. 
Vereinfachend wird hier unterstellt, daß der Zielwert (56 000 
geförderte Arbeitnehmer im Jahresdurchschnitt 1983) 
erreicht wird. Aufgrund von Einkommens-, Verbrauchs-
und Vorleistungswirkungen ist die gesamte Beschäftigungs-
wirkung höher, als es die Zahl der geförderten Arbeitneh-
mer anzeigt. 
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Bei konjunkturell bedingter Unterauslastung des Arbeits-
kräftebestands wird ein Teil der sekundären Wirkungen 
erfahrungsgemäß durch die Mobilisierung von Auslastungs-
reserven (z. B. durch höhere Arbeitsintensität oder weniger 
Kurzarbeit) absorbiert. Deshalb haben wir bei der Schät-
zung dieser zusätzlichen Beschäftigungswirkungen einen 
niedrigeren Multiplikator als in den Vorjahren unterstellt. 
Die Förderung von 56000 vorher arbeitslosen Arbeitneh-
mern bewirkt demnach einen zusätzlichen Beschäftigungsef-
fekt von 29 000 Arbeitnehmern. Der Gesamtbeschäftigungs-
effekt beträgt demnach 85000 Personen. Die geförderten 
Arbeitnehmer waren vorher alle arbeitslos. Die Entlastungs-
wirkung tritt hier also in voller Höhe ein. Von den zusätzli-
chen Beschäftigungswirkungen sind erfahrungsgemäß rd. 
70% als Entlastung der registrierten Arbeitslosigkeit zuzu-
rechnen. Insgesamt wird durch ABM im Jahr 1983 unter den 
hier getroffenen Annahmen die Arbeitslosigkeit somit um 
rd. 75 000 Personen entlastet. 
Bei den Vollzeitmaßnahmen zur Fortbildung und Umschu-
lung wurden finanzielle Mittel bereitgestellt, die es erlauben, 
10000 Arbeitnehmer mehr als ursprünglich geplant durch 
die Gewährung von Unterhaltsgeld zu fördern. Insgesamt 
wird im Jahresdurchschnitt 1983 mit 125000 Teilnehmern 
an Vollzeitmaßnahmen zur beruflichen Fortbildung und 
Umschulung gerechnet. In dieser Größenordnung liegt auch 
die dadurch mögliche Entlastung der Arbeitslosigkeit 
(109000). 
Sollten sich die Erwartungen im Hinblick auf die Inan-
spruchnahme der genannten drei arbeitsmarktpolitischen 
Instrumente der BA bestätigen, so wird 1983 die registrierte 
Arbeitslosigkeit um schätzungsweise rd. 360000 Personen 
entlastet. Der Entlastungseffekt ist damit um rd. 80000 
höher als noch 1982 (vgl. Tabelle 6). 
6. Die Belastung öffentlicher Haushalte durch die Kosten 
der Arbeitslosigkeit 
Die Kosten und die Finanzierung beschäftigungspolitischer 
Maßnahmen nimmt weiter breiten Raum in der öffentlichen 
Diskussion ein. Immer deutlicher wird, daß die Kosten der 
Arbeitslosigkeit einzubeziehen sind, wenn es um die Beur- 
teilung von Beschäftigungs- und arbeitsmarktpolitischen 
Maßnahmen und Programmen geht. Diese Kosten sind viel-
fältiger Art und belasten als Ausgaben und/oder Minderein-
nahmen direkt oder indirekt die öffentlichen Haushalte. Auf 
die Gefahren, die sich hieraus für die Stabilität des Systems 
öffentlicher Finanzwirtschaft und sozialer Sicherung erge-
ben, wurde mehrfach, auch vor Jahresfrist an dieser Stelle, 
bereits hingewiesen. 
Erfreulicherweise scheint sich das Denken und Planen in 
Beschäftigungs- und Kostenäquivalenten allmählich durch-
zusetzen. Es werden von verschiedenen Einrichtungen ver-
mehrt Untersuchungen darüber angestellt, in welchem 
Umfang sich einzelne Maßnahmen oder ganze Programme 
infolge von daraus resultierenden Minderausgaben und 
Mehreinnahmen selbst finanzieren können. 
In diesem Zusammenhang sind die gesamtfiskalischen 
Kosten der Arbeitslosigkeit wichtig. Hierzu wurden vom 
IAB in der Vergangenheit wiederholt und im Zusammen-
hang mit unterschiedlichen Aspekten Berechnungen vorge-
legt. Aufgrund von Gesetzesänderungen, die 1983 wirksam 
werden und die die Kosten und ihre Verteilung nach 
Kostenarten und betroffenen Haushalten beeinflussen wer-
den sowie aufgrund von strukturellen Änderungen ist eine 
Neuschätzung der Kosten der Arbeitslosigkeit angezeigt. Die 
wichtigsten kostenwirksamen Änderungen sind: 
-  Höhere  Beitragssätze  zur Arbeitslosen-,  Renten-  und 
Krankenversicherung, 
-  Bemessung   der   Rentenbeiträge   für   Arbeitslose   am 
Arbeitslosengeld bzw. an der Arbeitslosenhilfe, 
-  höherer Anteil unter den Arbeitslosen, die weder Arbeits-
losengeld noch Arbeitslosenhilfe beziehen. 
1983 ist gesamtfiskalisch mit Ausgaben und Mindereinnah-
men von rd. 24000 DM pro Arbeitslosen und Jahr zu 
rechnen. Höher – bei 29 000 DM – liegt dieser Betrag bei 
den Arbeitslosengeldempfängern, die knapp die Hälfte der 
Arbeitslosen ausmachen. Höher – bei 26 000 DM – liegt er 
auch bei den Arbeitslosenhilfeempfängern. Sie stellen 17% 
der Arbeitslosen. Deutlich unter dem Durchschnitt – mit 
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5) die statistisch rd.⅓ der Arbeitslosen ausmachen.
6) 
Die 2,3 Mio. Arbeitslosen, die wir für 1983 in der Variante II 
der Alternativrechnung erwarten, verursachen bei BA, 
Bund, Ländern, Gemeinden, Kranken- und Rentenversiche-
rungsträgern Mehrausgaben und Mindereinnahmen in Höhe 
von zusammen rd. 55 Milliarden DM. Die Verteilung der 
Gesamtkosten  nach Kostenarten und nach betroffenen 
Haushalten zeigen die folgenden Übersichten: 
 
5) Ein großer Teil der Berufsanfänger und derjenigen, die ihre Berufstätigkeit 
längere Zeit unterbrochen haben, sowie die zuvor Erwerbstätigen, deren 
Versicherungszeiten nicht ausreichen und Arbeitslose, deren Anspruch auf 
Leistungen bereits ausgeschöpft ist. 
6) In dieser haushaltsstatistischen Betrachtung liegt der Anteil der Leistungs-
empfänger (rund 67%) an allen Arbeitslosen unter dem Anteil, der sich 
tatsächlich ergibt, wenn man diejenigen hinzurechnet, die zu einem Stichtag 
jeweils (mit Aussicht auf Erfolg) einen Antrag auf Leistungen gestellt 
haben. 
7) So ist im Hinblick auf den weiterhin zu erwartenden Anstieg des Erwerbs- 
personenpotentials selbst bei günstigen Wachstumsalternativen in den 80er 
Jahren kein Abbau, tendenziell sogar eine weitere Zunahme der Arbeitslosigkeit 
zu erwarten. Vgl. QuintAB l, Wachstum und Arbeitsmarkt. Perspektiven 1990-
2000, 2. Nachtrag, Nürnberg 1982. 
An zweiter Stelle steht der Bund. BA und Bund zusammen 
tragen zwei Drittel der Gesamtkosten. Die Steuerminderein-
nahmen sind dabei anhand der Beteiligungsquoten bei den 
einzelnen Steuerarten auf Bund, Länder und Gemeinden 
verteilt. 
Erheblich belastet wird vor allem auch die Rentenversiche-
rung: Einmal durch die Beitragsausfälle bei Arbeitslosen, die 
keine Leistungen beziehen und für die weder von der BA 
noch vom Bund Beiträge geleistet werden. Zum anderen 
wirkt sich hier aus, daß ab 1983 die Beiträge zur Rentenver-
sicherung für Leistungsempfänger nicht wie bisher am Brut-
toentgelt, sondern am Arbeitslosengeld bzw. an der Arbeits-
losenhilfe bemessen werden. Allein für Arbeitslosengeld-
empfänger ergeben sich aus dieser Neuregelung im Jahr 1983 
Beitragsausfälle bei der Rentenversicherung in Höhe von rd. 
3 Mrd. DM. 
Die zusätzlichen finanziellen Belastungen, die bereits 1983 
aus der Arbeitslosigkeit erwachsen, lassen erkennen, daß auf 
längere Sicht bei anhaltend hoher Arbeitslosigkeit die öffent-
lichen Haushalte kaum im Gleichgewicht zu halten sind. 
Dies ist bei der Diskussion um beschäftigungs- und arbeits-
marktpolitische Maßnahmen stets im Auge zu behalten. 
7. Ausblick 
Die neuerliche Tendenz, die Instrumente der aktiven 
Arbeitsmarktpolitik wieder stärker zur Eindämmung der 
Arbeitslosigkeit einzusetzen, ist sehr zu begrüßen. Hierin 
sind auch noch keineswegs die Obergrenzen erreicht. Insbe-
sondere auf dem Gebiet der beruflichen Fortbildung und 
Umschulung wäre im Hinblick auf die gegebenen Qualifika-
tionsdefizite und zur Erleichterung der laufenden Anpas-
sung der beruflichen Qualifikationen an den technologi-
schen Wandel der Berufswelt eine beträchtliche Ausweitung 
wünschenswert. Auch bleibt das Volumen der Arbeitsbe-
schaffungsmaßnahmen, das ja nun nach jahrelangem Rück-
gang gerade erst wieder das Niveau der späten 70er Jahre 
erreichen soll, spürbar hinter dem zurück, was bei der 
hohen Arbeitslosigkeit geboten wäre. Anzustreben ist 
schließlich auch eine noch stärkere Nutzung des 
Kurzarbeitsinstruments, zumal dies unmittelbar zur Stabili-
sierung der Beschäftigtenzahl beiträgt. 
Dennoch darf nicht verkannt werden, daß mit dem Instru-
mentarium der Arbeitsmarktpolitik im engeren Sinne selbst 
bei intensiver Nutzung nur ein Teilbeitrag zur Lösung des 
Beschäftigungsproblems zu leisten ist. Die nun erreichte 
Dimension des Ungleichgewichts am Arbeitsmarkt erfordert 
den massiven Einsatz auch aller übrigen Maßnahmen, die 
vor allem zur Förderung von Wirtschaftswachstum und 
Beschäftigung, aber auch zur freiwilligen Verringerung des 
angebotenen Arbeitsvolumens beitragen können. 
Schließlich ist darauf aufmerksam zu machen, daß die wie-
derholt vom IAB vorgelegten Projektionen von Angebots-
und Nachfrageentwicklung auf dem Arbeitsmarkt für die 
nächsten 10-15 Jahre
7) bereits von der Annahme einer spür-
baren Verkürzung der Jahresarbeitszeit um fast 1% pro Jahr 
ausgehen. Tatsächlich ist der Arbeitszeitrückgang in den 
letzten Jahren jedoch geringer gewesen. Daraus wird 
ersichtlich, welche arbeitszeitpolitischen Anstrengungen 
gerade in Zeiten anhaltend schwachen Wirtschaftswachs-
tums erforderlich sind. 
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